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Kunstbaus und 
Steuerbeschwerde 
Tagung des 
Staatsgerichtshofes 
am 30. April 

Der Staatsgerichtshof tritt unter 
dem Vorsitz seines Präsidenten Dr .  
Erich Seeger am 30. April 1984 im 
Landgericht Vaduz, Saal 1, zu einer 
Plenar-Sitzung zusammen. Behan­
delt wird in der  auf  8.30 U h r  anbe­
raumten öffentlichen und mündli­
chen Schlussverhandlung eine Ver­
fassungsbeschwerde wegen Verlet­
zung des verfassungsmässig gewähr­
leisteten Initiativrechtes, des 
Gleichheitsgrundsatzes, des Rech­
tes auf Beschwerdeführung und des 
Rechtes auf  den verfassungsmässig 
garantierten Richter im Zusammen­
hang mit der  Errichtung eines liech­
tensteinischen Kunsthauses. 

Im weiteren gelangen in nicht öf­
fentlichen Verfahren eine Steuerbe­
schwerde, ein Kompetenzkonflikt 
und eine Vorstellung sowie gutacht­
lich die Vorlage eines Verfassungs­
gesetzes über  die Ergänzung der 
Verfassung in Ar t .  8 durch einen 
Absatz 3 und die Abänderung des 
Art. 92 in Absatz 1 zur Schlussver-
handlung. 

Liechtenstein am EG/EFTA-Ministertreffen in Luxemburg 
Erörterung von aktuellen wirtschaftspolitischen Fragen / Erklärung von Vizeregierungschef Hilmar Ospelt 

i'tedjtoifieiita: 33oM»M 
Erscheinungsweise über Ostern 

In de r  Karwoche erscheint das 
VOLKSBLATT fünfmal: nämlich Mon­
tag. Dienstag, Mittwoch, Donnerstag und 
am Samstag. D a  am Karfreitag Redak­
tion, Verwaltung und Druckerei ge­
schlossen haben, müssen allfällige Inse­
ratunterlagen und Manuskripte für Texte 
der Karsamstagausgabe bis spätestens 
Donnerstag, den 19. April, vormittags 
10.00 Uhr,  in unserem Besitz sein. 

Frauen über 
Schulfragen 
FBP-Diskussionsabend 
in unseren Gemeinden 

FBP Triesen 
am Dienstag, 24. April, 20 Uhr, 

im Hotel «Meierhof», Triesen. 
Alle interessierten Frauen (und 

auch Männer)  sind zu diesem Dis­
kussionsabend über das Thema 
«Schule wohin?» herzlichst eingela­
den. 

Nicht nur 
Laufbursche 
Mesmerberuf unter der 
Lupe 

In Fortsetzung unserer traditio­
nellen Serie über  die Berufe in 
Liechtenstein stellen wir Ihnen heu­
te den Mesmerberuf a n  d e r  Persön­
lichkeit des  Triesner Mesmers Kon­
rad Fischer näher vor. E in  Ge ­
spräch, das  das VDLKSBLATT mit  
ihm geführt hat ,  soll auch dazu bei­
tragen, das  vorherrschende Clich6-
bild des Mesmerberufes ins rechte 
Licht zu  rücken. Denn  de r  Mesmer 
zündet nicht nur  Kerzen an und  
macht d e n  Laufburschen des Herrn  
Pfarrers, sondern e r  ha t  ein breites 
Spektrum a n  Tätigkeiten auszu­
üben. Welche dies in  erster Linie 
sind, das haben wir i n  einem Inter­
view zusammengefasst, welches 
kürzlich Pio Schurti mit dem Tries­
ner Mesmer geführt ha t .  

A m  Montag dieser Woche haben im 
Centre europeen in Luxemburg die EG-
und EFTA-Staaten zum ersten Mal eine 
gemeinsame Konferenz auf Ministerebe­
ne abgehalten. Der französische Aussen-
minister und amtierende EG-Vorsitzen­
de, Claude Cheysson,. sprach von dieser 
als «Jumbo»-Treffen bezeichneten Mini­
sterkonferenz als einem historischen Er­
eignis. Liechtenstein war an diesem Tref­
fen durch Regierungschef-Stellvertreter 
Hilmar Ospelt und den Leiter des Amtes 
für Volkswirtschaft, Dr. Benno Beck, 
vertreten. 

Ein Ministertreffen der  E G -  und EF­
TA-Staaten war  bereits aus Anlass des 
zehnjährigen Bestehens de r  Freihandels­
verträge zwischen de r  Gemeinschaft und 
den einzelnen EFTA-Staaten in Aachen 
geplant, kam aber  aus verschiedenen 
Gründen nicht zustande. Der  Vizepräsi­
dent der  EG-Kommission, Haferkamp, 
bezeichnete die zehnjährige Zusammen­
arbeit E G - E F T A  als eine äusserst positi­
ve Bilanz. Sie sei besonders in der  jetzi­
gen Zeit,  in welcher die E G  mit negativen 
Schlagzeilen bedacht werde, als Erfolgs­

meldung zu betrachten. Die  wirtschaftli­
che Zusammenarbeit zwischen den E G -
und EFTA-Staaten sei ein Sieg der  Ver ­
nunft und des Pragmatismus. Pragmatis­
mus und Flexibilität sei auch in Zukunft  
notwendig. Europa könne gegenüber den 
Welthandelspartnern nu r  gemeinsam er­
folgreich auftreten. E G -  und EFTA-Staa­
ten profitierten von einem grossen euro­
päischen Wirtschaftsraum. 

Die Bedeutung des EG-EFTA-Handels 
kommt in den folgenden Zahlen zum 

Ausdruck: Die EFTA-Länder zählen ins­
gesamt 41,6 Millionen Einwohner, was 
einem Prozent der  Weltbevölkerung ent­
spricht. Ihre Exporte machen indessen 
5,5 Prozent des Welthandels und die Im­
porte 6 Prozent des Welthandels aus. Die 
Bevölkerung der  EG-Ländtfr entspricht 8 
Prozent der Weltbevölkerung, deren Ex­
porte und Importe machen hingegen j e  32 
Prozent des Welthandels aus. EFTA-  und 
EG-Länder vereinigen zusammen weni­
ger als 10 Prozent der  Weltbevölkerung 
auf sich. Ihre Exporte u n d  Importe betra­
gen jedoch 40 Prozent des Welthandels. 

Die durch sie gebildete europäische Frei­
handelszone ist wertmässig "gesehen die 
grösste -Handelszone der  Welt.  

Wille zu enger Zusammenarbeit 
In der  am Schluss des Ministertreffens 

verabschiedeten gemeinsamen Erklärung 
werden vor allem die 1972 abgeschlosse­
nen, gut funktionierenden Freihandels­
verträge gewürdigt. Sodann wird de r  Wil­
le bekundet, über die reine Freihandels­
thematik hinaus enger zusammenzuarbei­
ten. Über die Bemühungen zur Vertie­
fung des Freihandels hinaus wird für eine 
vermehrte Zusammenarbeit durch Kon­
takte, Konsultationen und Kooperatio­
nen in Bereichen, die über  die Freihan­
delsregelung hinausgehen, plädiert. Als 
solche Gebiete möglicher verstärkter Zu ­
sammenarbeit werden in de r  Luxembur­
ger Deklaration Gebiete wie Verkehrs­
wesen, Landwirtschaft, Fischerei, Ener­
gie genannt. Weiters haben sich die Mini­
ster für gegenseitige Kontakte auf Gebie­
ten wie beispielsweise Sozialgesetzge­
bung, Kultur, Konsumentenschutz, U m ­
weltschutz etc. ausgesprochen. Schluss-

Ein neuer Kindergarten für Schellenberg? 
A m  kommenden Freitag Gemeindeabstimmung über Kreditantrag von 518000 Franken 
Morgen Vorstellung des Projektes durch Vorsteher und Architekt 

Am kommenden Freitag von 19.30 bis 
21 Uhr sind die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger der Gemeinde Schellenberg 
aufgerufen, um über einen Kreditantrag 
in Höhe von 518000 Franken zur Erstel­
lung eines neuen Kindergartens mit Zivil­
schutzräumen abzustimmen. Im Rahmen 
einer Informationsschrift, die den Schel-
lenberger Haushaltungen in diesen Tagen 
zugegangen ist, bekräftigt Vorsteher Ed­
gar Elkuch die Notwendigkeit dieses 
Bauprojektes und ersucht namens des 
Gemeinderates und der Kommission dem 
Kreditbegehren die Zustimmung zu ertei­
len. Um allfällige Bedenken auszuräu­
men, werden Vorsteher Elkuch und Ar­
chitekt Raimund Hassler morgen Don­
nerstagen 19.30 bis 21 Uhr anhand der 
Pläne und des Modells über den Kinder­
gartenneubau informieren. 

Wichtig ist neben der  Wahl des Stand­
ortes u .a .  auch die Kostenfrage. Für  die 
Gemeinde entsteht durch die Realisie­
rung dieses Bauvorhabens kein finanziel­
ler Engpass, d a  das Land an die Bau­
kosten eine Subvention in Höhe  von rund 
250000 Franken ausrichtet. 

Ausbau von Zivilschutzräumen 
Beim Bau des Kindergartens bietet sich 

zudem erneut die Gelegenheit einen 
Schutzraum mit rund 80 Schutzplätzen zu 
erstellen. Mit dem Bau  dieses Schutzrau­
mes im Kindergarten und  dem vorhande­
nen Schutzraum im Dorfzentrum wird 
Schellenberg über rund 390 Schutzplätze 
verfügen u n d  rund 67 Prozent de r  Bevöl­
kerung Schutz bieten. A n  diese Gesamt­
kosten (203500 Franken laut approx. Ko-
stenschätzurig) richtet de r  Staat eine 
30prozentige Subvention aus. 

Warum ein neuer Kindergarten? 
A u f  diese Frage geht Gemeindevorste­

her  Elkuch in der  Informationsschrift nä­
her  ein. D a s  Problem eines geeigneten 
Kindergartens hätte seit Beginn des Kin­
dergartenunterrichts in Schellenberg bis 
heute noch nicht sinnvoll gelöst werden 
können. Verschiedene Vorstösse zur 
Realisierung des Neubaues seien bis heu­
t e  gescheitert, weil kein geeigneter Stand­
ort gegeben war. Das  vorliegende Projekt 
könne man als ein ausgereiftes bezeich­
nen. D ie  Baukommission habe einige 
Kindergärten in de r  Umgebung besichtigt 
und sich eingehend mit de r  Planung und 
dem Raumbedarf  befasst. Bei de r  Festle­
gung des Raumbedarfes sei folgender 
Umstand dazugekommen: gemäss Ge­
burtenregister besuchen im Jahre 1987/88 
insgesamt 27 Kinder den Kindergarten. 

Sollte es bis dahin unter  Umständen noch 
Familienzuzüge mit Kleinkindern geben, 
so könne durchaus auch eine Kindergar-
ten-Schüler-Zahl von 30 erwartet wer­
den. D e r  Durchschnitt de r  Kindergarten­
klassen in Liechtenstein liegt bei 16 bis 20 
Schülern. So muss eventuell doch zumin­
dest vorübergehend mit zwei Klassen ge­
rechnet werden. Der neue  Kindergarten 
wurde daher - so Vorsteher Edgar  El­
kuch - so geplant, dass d e r  Dachraum des 
zweiten Flügels im Normalfall als Gym­
nastik- und Spielraum benutzt  werden 
kann. Bei Führung einer zweiten Klasse 
steht dann dieser Raum auch als Klassen­
raum in Doppelnutzung zu r  Verfügung. 
In diesem Fall und während diesen Jah­
ren können Kinder für die Gymnastik­
übungen und Spiele den Mehrzwecksaal 
des Gemeindehauses benützen. Die Bau­
kommission und der Gemeinderat will 
mit dieser Möglichkeit verhindern, dass 
schon in relativ kurzer Ze i t  wieder Pro­
bleme um Erweiterungen oder  Notlösun­
gen entstehen. 

Mehrzweckraum und Zivilschutzraum 
als Unterkellerung 

Wie erwähnt, ersucht die Gemeinde­

vertretung auch um die Bewilligung eines 
Zusatzkredites für eine Unterkellerung. 
Dies hat jedoch auf  Planung, Ausführung 
und Betrieb des Kindergartens keine 
Auswirkung. Diese Kosten können dem­
nach auch nicht dem Kindergarten zuge­
rechnet werden. Es ist nicht sinnvoll, den 
heute so teueren Baugrund verschwende­
risch zu verbauen. 

Wie geht es bei Ablehnung weiter? 
Wie geht es weiter, wenn das Projekt  

von der  Gemeindeversammlung abge­
lehnt werden sollte? - Erfahrungsgemäss 
dauert es einige Zeit, bis in einem solchen 
Fall eine neue Variante vorliegt. Ein Un­
terricht im bisherigen Kindergarten mit 
den zu erwartenden Schülerzahlen zwi­
schen 26 und 30 Kindern ist unmöglich. 
Es müsste wieder nach neuen Lösungen 
gesucht werden, und das Problem wäre  
nicht vom Tisch. Einen Unterricht von 
zwei. Jahrgängen könnte man zumindest 
vorübergehend nicht mehr  mit Sicherheit 
gewährleisten. Aus  all diesen Gründen 
befürworten Gemeinderat und  Kommis­
sion das ganze Projekt zu genehmigen 
und ersuchen daher  die Stimmbürgerin­
nen und Stimmbürger u m  ein «JA» in die 
Urne.  

endlich sollen vermehrte und  intensivere 
Konsultationen in bezug auf internationa­
le Wirtschafts- und Handelsfragen gepflo­
gen werden. Ziel dieser Kontaktnahmen 
ist ein gemeinsames u n d  gewichtigeres 
Auftreten Europas gegenüber den wich­
tigsten Handelspartnern (USA und 
Japan).  

Erklärung Liechtensteins 
Regierungschef-Stellvertreter Hilmar 

Ospelt nahm in der  liechtensteinischen 
Erklärung Bezug auf  unsere engen Bezie­
hungen über den Zollvertrag mit der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
dem daraus resultierenden Zusatzproto­
koll zum Stockholmer EFTA-Abkom-
me'n bzw. den Zusatzabkommen zwi­
schen Liechtenstein, der  Schweiz und den 
Europäischen Gemeinschaften zum 
Zwecke der Ausdehnung des Freihan­
delsabkommens zwischen de r  Schweiz 
und den Europäischen Gemeinschaften 
auf Liechtenstein. Als Land mit einem 
hohen Industrialisierungsgrad und inten­
siven aussenwirtschaftlichen Verflechtun­
gen partizipiere Liechtenstein am Wirt­
schaftsgeschehen insbesondere im euro­
päischen Raum und könne es deshalb nur 
begrüssen, wenn neben dem traditionel­
len Bereich der  Zusammenarbeit zwi­
schen EFTA und E G  in Zukunft auch 
Kooperationsbereiche berücksichtigt 
werden, die über reine Handelsfragen 
hinausgehen. Liechtenstein sei bereit, im 
Rahmen seiner Möglichkeiten seinen 
Beitrag zu leisten. (Wir werden auf die 
Ausführungen von Vizeregierungschei 
Hilmar Ospelt in der  morgigen Ausgabe 
zurückkommen.) 

Das Ergebnis des Luxemburger Mini­
stertreffens ist vor allem auch unter  dem 
Gesichtspunkt zu würdigen, dass der  Wil­
le einer gemeinsamen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit in der  Vergangenheit 
nicht selbstverständlich war. D e r  in Lu­
xemburg von allen Staaten zum Ausdruck 
gebrachte Wille einer vermehrten ge­
meinsamen Zusammenarbeit  ist deshalb 
keine Selbstverständlichkeit. I n  den letz­
ten Jahren und Jahrzehnten stand noch 
das institutionelle auf supranationale Po­
litik ausgerichtete Konzept de r  E G  jenem 
der  EFTA gegenüber, welches vor allem 
auf  die wohlstandsfördernde Wirkung des 
Freihandels ausgerichtet war .  

Unsere Aufnahme zeigt den Schellenberger Kindergarten im Modell. A m  kommenden 
Freitag werden die Stimmberechtigten der Gemeinde über einen Kredit von 518000 
Franken abstimmen. 

Freundschafts-
Besuch 
Schweizer Bundeskanzler 
z u  Gast 

A m  Donnerstag u n d  Freitag, 12. 
und 13. April, hält sich de r  schwei­
zerische Bundeskanzler, Prof. D r .  
Walter Buser, zu einem offiziellen 
Freundschaftsbesuch in Liechten­
stein auf. D e r  Bundeskanzler wird 
vom Generalsekretär der  Fürstli­
chen Regierung, Dr.  Emil Schaed-
ler, sowie vom Protokoll betreut.  
Morgen Donnerstag stattet der  Gast  
aus der  Schweiz Regierungschef 
Hans Brunhart einen Höflichkeits­
besuch ab. Es  folgt ein von de r  Re­
gierung gegebenes Mittagessen und 
die Besichtigung de r  Firma Hoval 
A G ,  Vaduz. Z u r  gleichen Zeit  stat­
ten die Damen  der  Firma Gebrüder 
Haas, Kunstkeramik, Schaan, im 
Rahmen des Damenprogramms 
einen Besuch ab.  A m  späteren 
Nächmittag wird d e r  Bundeskanzler 
von Seiner Durchlaucht Fürst  Franz 
Josef IL auf Schloss Vaduz empfan­
gen. Das Protokoll sieht für  Freitag, 
13. April, Besichtigungen im Liech­
tensteinischen Landesmuseum und 
in den Liechtensteinischen Kunst­
sammlungen vor .  


